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Sehr geehrte Mandanten,

die Tage des 500-Euro-Scheins sind gezählt. Der Grund: Der Schein

wird angeblich überwiegend für kriminelle Machenschaften, insbeson-

dere bei Geldwäsche, Schwarzgeschäften und Bestechungen, genutzt.

Ob dies wirklich so ist, wird man wohl niemals so genau sagen können.

Die Eidgenossen in der Schweiz sehen dies mit Blick auf ihren 1000-

Franken-Schein schon mal nicht so.

Fakt ist auch, dass z. B. der Korruptionsskandal bei der FIFA überwie-

gend unbar stattgefunden hat. Auch die Schwarzgeldgeschäfte, die so

im üblichen Handel tatsächlich stattfinden (z. B. im Einzelhandel oder

die Registrierkassenfälle), haben eher weniger mit einer 500-Euro-

Note zu tun. Und mal ehrlich: Verbrecher, die mit Drogen, Waffen

und Co handeln, sind die wirklich auf den 500-Euro-Schein angewie-

sen? Natürlich nutzen insbesondere solche Individuen gerade den 500-

Euro-Schein, um das schmutzige Geld aus ihren Tätigkeiten zu lagern.

Aber: Auch sauberes, ehrlich verdientes Geld wird so gelagert, und dies

dürfte immer noch die mehrheitliche Verwendung der noch höchsten

Banknote des Euroraums sein.

Ob die Abschaffung nun tatsächlich der erste Schritt auf dem Weg in

die Bargeldlosigkeit ist, sei dahin gestellt, auch wenn es gut vorstellbar

ist. Mehr Geschmäckle hat da schon, dass man für das Geld auf der

Bank nichts mehr erhält und vielleicht sogar irgendwann Negativzinsen

zahlen muss. Auch das Vermögen von 08/15-Bürgern ist schwieriger in

bar zu halten, wenn das in kleine Scheinen erfolgen soll.

Insoweit scheint der fiskalpolitische Gedanke den Gedanken der Kri-

minalitätsbekämpfung schon deutlich zu überwiegen, auch wenn das

natürlich keiner zugibt.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

11.7.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.7. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juli 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juli 

ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.7.2016.

Kirchensteuerpflicht: Verfassungsrechtlich  
unbedenklich

Weil die Kirchensteuerpflicht durch Beendigung der Kirchenmitglied-

schaft abgewendet werden kann, verstößt sie nicht gegen die Glau-

bensfreiheit und das Grundrecht der ungestörten Religionsausübung. 

Dies hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) Rheinland-Pfalz entschie-

den. Die Erklärung des Kirchenaustritts könne auch nicht auf die Kirche 

als Körperschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religi-

onsgemeinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränkt werden.

Mit ihrer Klage wandte sich ein Ehepaar gegen die Festsetzung der 

römisch-katholischen Kirchensteuer durch das Finanzamt Mayen des 

beklagten Landes. Es machte insbesondere geltend, dass die Kirchen-

steuerpflicht die verfassungsrechtlich geschützte Glaubensfreiheit 

und das Grundrecht der ungestörten Religionsausübung verletze. Das 

Verwaltungsgericht (VG) wies die Klage ab. Das OVG bestätigte diese 

Entscheidung und lehnte den Antrag der Kläger auf Zulassung der Be-

rufung gegen das Urteil des VG ab.

Die Vorschriften über die Erhebung der Kirchensteuer verstießen nicht 

gegen die Glaubensfreiheit und das Grundrecht der ungestörten Re-

ligionsausübung, weil die Kirchensteuerpflicht durch Beendigung der 

Kirchenmitgliedschaft abgewendet werden könne. Dies entspreche 

der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Der Ansicht der 

Kläger, es sei mit dem Grundrecht auf ungestörte Religionsausübung 

nicht vereinbar, dass sie nicht nur ihre Kirchenmitgliedschaft, sondern 

auch ihre „derzeitige Religionsausübung“ beenden müssten, um dem 

staatlichen Zwang durch Erhebung von Kirchensteuer zu entgehen, die 

auf staatlicher Gesetzgebung beruhe, könne aus mehreren Gründen 

nicht gefolgt werden. Die von den Landesfinanzbehörden festgesetz-

te Kirchensteuer werde nämlich nicht vom beklagten Land erhoben, 

sondern von den katholischen Diözesen oder evangelischen Landeskir-

chen aufgrund ihrer Kirchensteuerordnungen. Diözesen und Landeskir-

chen seien dazu nach dem rheinland-pfälzischen Kirchensteuergesetz 

berechtigt, aber nicht etwa verpflichtet. Lediglich die Verwaltung der 

Kirchensteuern sei den Landesfinanzbehörden übertragen worden.

Soweit mit einer Beendigung der Kirchenmitgliedschaft Einschrän-

kungen der aktiven Teilnahme am kirchlichen Leben verbunden seien, 

lege dies ebenfalls nicht das beklagte Land fest, sondern allenfalls das 

beigeladene Bistum Trier. Auch aus verfassungsrechtlichen Gründen 

könne die Erklärung des Kirchenaustritts nicht auf die Kirche als Kör-

perschaft des öffentlichen Rechts unter Verbleib in der Religionsge-

meinschaft als Glaubensgemeinschaft beschränkt werden. Denn der 

Staat dürfe die verfassungsrechtlich verbürgten Körperschaftsrechte 

der Religionsgemeinschaft, die an die Mitgliedschaft anknüpfen, nicht 

stärker beschränken, als es zur Gewährleistung der Glaubensfreiheit 

des Einzelnen erforderlich sei. Solange dieser seine Mitgliedschaft in 

der Religionsgemeinschaft nicht in Frage stelle, könne der Staat die 

Wirkungen der Mitgliedschaft in seinem Bereich nicht zurücknehmen, 

ohne die verfassungsrechtlich garantierten Rechte der Religionsge-

meinschaft zu verletzen. Der Staat müsse daher den Austritt aus der 

Religionsgemeinschaft und damit die Beendigung der Mitgliedschaft 

in ihr zur Voraussetzung dafür machen, dass ihre Wirkungen im staat-

lichen Bereich nicht eintreten.

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 01.02.2016, 

6 A 10941/15.OVG
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Haushaltshilfe: Keine Steuerermäßigung für  
Vermittlungsgebühren

Die Steuerermäßigung bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäf-

tigungsverhältnisse ist nicht bei Aufwendungen für die Vermittlung ei-

nes solchen Beschäftigungsverhältnisses zu gewähren. Dies stellt das 

Finanzgericht (FG) Köln klar.

Die Klägerin hatte einer Agentur den Auftrag erteilt, ihr eine Haus-

haltshilfe zu vermitteln, die ihre Wohnung reinigen solle. Die Agentur 

übernahm ferner die Verpflichtung, jederzeit bei Urlaub, Krankheit 

sowie generell bei Ausfall von Personal kostenlose Folgevermittlun-

gen zu schaffen. Die Klägerin hatte dafür an die Agentur neben ei-

ner einmaligen Bearbeitungsgebühr von 25 Euro einen monatlichen 

Abo-Betrag in Höhe von 17 Euro zu zahlen. Die Agentur vermittelte 

der Klägerin eine Haushaltshilfe. Dieser zahlte die Klägerin im Streit-

jahr 780 Euro Arbeitslohn. Weitere 112 Euro zahlte die Klägerin an die 

Minijob-Zentrale. Den Vermittlungsauftrag ließ die Klägerin bestehen 

und entrichtete an die Agentur insgesamt 204 Euro (=17 Euro x 12). In 

ihrer Steuererklärung machte die Klägerin für Aufwendungen in Höhe 

von 1.096 Euro (780 Euro + 112 Euro + 204 Euro) eine Steuerermäßi-

gung im Rahmen einer geringfügigen Beschäftigung im Privathaushalt 

geltend. Das Finanzamt gewährte eine Steuerermäßigung nur für die 

Leistungen an die Haushaltshilfe und die Minijob-Zentrale. Die Zah-

lungen der Klägerin an die Agentur berücksichtigte es nicht. Hiergegen 

wendet sich die Klägerin.

Das FG hat die Klage abgewiesen. Das Finanzamt habe es zu Recht 

abgelehnt, für die Zahlung der 204 Euro an die Agentur eine Steuer-

ermäßigung zu gewähren. In Betracht kämen allein die Steuerermä-

ßigungen nach § 35a Absatz 1 und Absatz 2 Einkommensteuergesetz 

(EStG) für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und haushalts-

nahe Dienstleistungen. Für die hier zu beurteilenden Aufwendungen 

sei aber keine der beiden Steuerermäßigungen zu gewähren.

Nach § 35a Absatz 1 EStG ermäßige sich die tarifliche Einkommen-

steuer für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse. Die 204 Euro 

seien aber keine Aufwendungen „für“ ein haushaltsnahes Beschäfti-

gungsverhältnis. Ein solches bestehe nur zwischen der Klägerin und 

der Haushaltshilfe. Die 204 Euro seien keine Aufwendungen für dieses 

Beschäftigungsverhältnis. Denn damit sei ausschließlich das Entgelt 

gemeint, das an diejenige Person gezahlt wird, die in dem privaten 

Haushalt tätig wird. Aufwendungen an andere Personen, wie hier die 

Zahlungen an die Agentur, die lediglich in einem Veranlassungszusam-

menhang mit dem haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnis stehen, 

seien nach dem eindeutigen Text des § 35a Absatz 1 EStG nicht be-

günstigt.

Gemäß § 35a Absatz 2 Satz 1 EStG ermäßige sich die Einkommen-

steuer für andere als in Absatz 1 aufgeführte haushaltsnahe Beschäfti-

gungsverhältnisse oder für die Inanspruchnahme von haushaltsnahen 

Dienstleistungen, die nicht Dienstleistungen nach Absatz 3 (Hand-

werkerleistungen für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisie-

rungsmaßnahmen) sind. Die hier interessierende Wohnungsreinigung 

sei keine Handwerkerleistung gemäß § 35a Absatz 3 Satz 1 EStG. Die 

Zahlung der Klägerin an die Agentur sei daher nur dann durch § 35a 

Absatz 2 Satz 1 EStG begünstigt, wenn die Agentur von der Klägerin 

haushaltsnah beschäftigt wird oder für sie eine (andere) haushaltsnahe 

Dienstleistung erbringt. Eine derartige Haushaltsnähe weise die Tätig-

keit der Agentur jedoch nicht auf. Das ergebe sich aus § 35a Absatz 4 

Satz 1 EStG. Diese Norm verlange nämlich unter anderem, dass das 

Beschäftigungsverhältnis, die Dienstleistung oder die Handwerker-

leistung „in einem … Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeübt oder 

erbracht wird“. Das sei bei der Tätigkeit der Agentur für die Klägerin 

nicht der Fall.

Finanzgericht Köln, Urteil vom 21.10.2015, 3 K 2253/13

Investmentfonds: Grünes Licht für andere  
Besteuerung

Der Finanzausschuss des Bundestages hat den Weg zu einem neuen 

Besteuerungsrecht für Investmentfonds freigemacht. Er beschloss in 

seiner Sitzung vom 08.06.2016 mit den Stimmen der Koalitionsfrakti-

onen CDU/CSU und SPD den von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Investmentbesteuerung (BT-

Drs. 18/8045). Die Fraktion Die Linke stimmte mit „Nein“, die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen enthielt sich. Die Koalitionsfraktionen hatten 

zuvor noch 24 Änderungsanträge durchgesetzt.

Mit dem Gesetz soll die Besteuerung von Publikums-Investmentfonds 

einfacher werden. Außerdem sollen Gestaltungsmöglichkeiten bei der 
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Besteuerung von Kapitalerträgen, die unter dem Begriff Cum/Cum-

Geschäfte bekannt geworden waren, unterbunden werden. So wird in 

Zukunft keine Anrechnung von Verlusten mehr gewährt, wenn Steuer-

pflichtige innerhalb eines 91-tägigen Zeitraums rund um den Dividen-

dentermin nicht an 45 Tagen Eigentümer der Wertpapiere ist. Damit 

soll die Vermeidung von Kapitalertragsteuern durch Verrechnung mit 

Verlusten durch Verkäufe unmittelbar nach der Dividendenausschüt-

tung unterbunden werden. Im Bereich Verhinderung von Gestaltungen 

nahm der Ausschuss noch umfangreiche Änderungen vor, unter ande-

rem durch die Einführung einer Beweislastumkehr. Dem entsprechen-

den Änderungsantrag stimmten auch die Oppositionsfraktionen zu.

Durch die Gesetzesänderung müssen inländische Publikumsfonds 

Steuern auf aus deutschen Einkunftsquellen stammende Dividenden, 

Mieterträge und Gewinne aus dem Verkauf von Immobilien abführen. 

Im Gegenzug müssen Anleger die Erträge der Fonds nicht mehr voll-

ständig versteuern, sondern es erfolgt eine Teilfreistellung. Bei der Ka-

pitalanlage in Aktienfonds bleiben beim Privatanleger in Zukunft 30 

Prozent steuerfrei, bei Mischfonds sind es 15 Prozent.

Die CDU/CSU-Fraktion meint, die Ziele, das Investmentsteuerrecht zu 

vereinfachen und Gestaltungsmöglichkeiten zu verhindern, seien er-

reicht worden. Ein Sprecher der Fraktion wies besonders auf die zusätz-

lichen Regelungen gegen Gestaltungsmöglichkeiten wie die mit den 

Änderungsanträgen eingefügte Umkehr der Beweislast hin. Die SPD-

Fraktion erklärte, mit den Änderungsanträgen seien viele Anregungen 

aus der öffentlichen Expertenanhörung des Ausschusses aufgenom-

men und umgesetzt worden. Die Maßnahmen gegen Gestaltungmög-

lichkeiten wie Cum/Cum-Geschäfte seien ein Schritt in die richtige 

Richtung. Möglicherweise seien aber noch nicht alle Gestaltungsmög-

lichkeiten unterbunden worden, sagte der Sprecher der SPD-Fraktion 

mit Blick auf Wertpapier-Leihgebühren. Daher solle das Gesetz, wie 

die beiden Koalitionsfraktionen mitteilten, nach einiger Zeit evaluiert 

werden.

Die Oppositionsfraktionen bezweifelten die Wirksamkeit der be-

schlossenen Maßnahmen. Die Fraktion Die Linke erklärte, die Ziele der 

Vereinfachung und der Verhinderung von Gestaltungsmöglichkeiten 

würden wohl nicht erreicht. Zwar würden ein paar Gestaltungsmo-

delle in Zukunft nicht mehr möglich sein. Das Dividenden-Stripping 

werde aber wohl weiter möglich bleiben. Auch sei die nach wie vor 

bestehende Steuerfreiheit für bestimmte Einkunftsarten innerhalb von 

Fonds eine Einladung zur Steuergestaltung. Wie die Fraktion Die Linke 

begrüßte auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, dass die Regelun-

gen gegen Steuergestaltungen per Änderungsantrag deutlich nachge-

bessert worden seien. „Aber wir wissen nicht, ob wir alle Gestaltungs-

möglichkeiten erreicht haben“, zeigte sich ein Sprecher der Fraktion 

skeptisch, der von einer regelrechten „Steuergestaltungsindustrie“ 

sprach. Auf diese Industrie müsse reagiert werden. Außerdem würden 

Fondsanleger im Vergleich zu Direktanlegern bevorzugt.

Deutscher Bundestag, PM vom 08.06.2016

Kaufpreisaufteilung auf Grund und Boden sowie  
Gebäude: Sachwertverfahren vorrangig

Beim Erwerb eines bebauten Grundstücks hat die Kaufpreisaufteilung 

auf Grund und Boden sowie Gebäude anhand der im Sachwertverfah-

ren ermittelten Verkehrswerte zu erfolgen. Dies stellt das Finanzge-

richt (FG) Düsseldorf klar.

Die Klägerin ist Eigentümerin eines mit einem Wohnhaus bebauten 

Grundstücks in exponierter Lage. Für dessen Erwerb hatte sie einen 

Gesamtkaufpreis von 1,7 Millionen Euro gezahlt. Im Jahr der Anschaf-

fung und im Folgejahr ließ sie Instandsetzungs- und Modernisierungs-

arbeiten ausführen. Die Kosten hierfür machte sie als Werbungskosten 

geltend. Das Finanzamt versagte den sofortigen Abzug als Erhaltungs-

aufwand, weil die Grenze von 15 Prozent der Anschaffungskosten des 

Gebäudes überschritten sei (anschaffungsnahe Herstellungskosten). 

Unter Anwendung des Sachwertverfahrens ermittelte es einen Gebäu-

deanteil an den Gesamtanschaffungskosten von 58 Prozent.

Mit dem Einspruch machte die Klägerin geltend, dass die Aufteilung 

der Anschaffungskosten auf Grund und Boden sowie Gebäude nach 

dem Ertragswertverfahren vorzunehmen sei. Denn bei dem Grund-

stück handele es sich um ein Renditeobjekt, bei dem der nachhaltig 

erzielbare Ertrag für die Werteinschätzung am Grundstücksmarkt im 

Vordergrund stehe. Dem ist das Finanzamt entgegengetreten.

Das FG Düsseldorf hat die Klage abgewiesen. Entgegen der Auffassung 

der Klägerin sei die Kaufpreisaufteilung anhand der im Sachwertver-

fahren ermittelten Verkehrswerte vorzunehmen. Bei Mietwohngrund-

stücken im Privatvermögen habe die Aufteilung nach der Rechtspre-



Juli 2016

Schwäbisch Hall 6

chung des Bundesfinanzhofs grundsätzlich im Sachwertverfahren zu 

erfolgen. Dem Steuerpflichtigen stehe es aber frei, durch ein im Er-

tragswertverfahren erstelltes Gutachten darzulegen, dass die Auftei-

lung der Anschaffungskosten im Sachwertverfahren wesentlich von 

der im Ertragswertverfahren abweiche. Dann habe das FG die Ange-

messenheit der im Sachwertverfahren ermittelten Werte zu prüfen.

Im Streitfall sei nicht ersichtlich, dass das Sachwertverfahren zu einem 

unangemessenen Ergebnis geführt habe, so das FG weiter. Daran kön-

ne auch der Umstand, dass im Fall der Klägerin bei der Anwendung des 

Sachwertverfahrens ein außergewöhnlich hoher Marktanpassungsfak-

tor angewandt werden müsse, nichts ändern. Eine Abweichung vom 

Sachwertverfahren sei auch nicht deshalb geboten, weil die Klägerin 

ihre Kaufentscheidung ausschließlich unter Renditegesichtspunkten 

getroffen und sich dabei auf Ertragswerte gestützt habe.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 19.01.2016, 13 K 1496/13 E

Fahrtkosten bei Vermietung und Verpachtung  
regelmäßig in voller Höhe abziehbar

Vermieter können Fahrtkosten zu ihren Vermietungsobjekten im Re-

gelfall mit einer Pauschale von 0,30 Euro für jeden gefahrenen Kilo-

meter als Werbungskosten geltend machen. Die ungünstigere Entfer-

nungspauschale (0,30 Euro nur für jeden Entfernungskilometer) ist 

aber dann anzuwenden, wenn das Vermietungsobjekt ausnahmsweise 

die regelmäßige Tätigkeitsstätte des Vermieters ist. Dies hat der Bun-

desfinanzhof (BFH) klargestellt.

Im Streitfall sanierte der Steuerpflichtige mehrere Wohnungen und 

ein Mehrfamilienhaus und suchte die hierfür eingerichteten Baustel-

len 165 beziehungsweise 215 Mal im Jahr auf. Aufgrund der Vielzahl 

der Fahrten zu den beiden Objekten kam das Finanzamt zu dem Er-

gebnis, dass der Steuerpflichtige am Ort der Vermietungsobjekte seine 

regelmäßige Tätigkeitsstätte habe. Die Fahrtkosten waren daher nach 

Ansicht des Finanzamtes nur in Höhe der Entfernungspauschale ab-

ziehbar.

Der BFH gab der Behörde Recht. Denn auch bei den Einkünften aus Ver-

mietung und Verpachtung könne ein Vermieter – vergleichbar einem 

Arbeitnehmer – am Vermietungsobjekt eine regelmäßige Tätigkeits-

stätte haben, wenn er sein Vermietungsobjekt nicht nur gelegentlich, 

sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit fortdauernd und immer 

wieder aufsucht. Dies sei aufgrund der ungewöhnlich hohen Zahl der 

Fahrten und der damit praktisch arbeitstäglichen Anwesenheit hier der 

Fall gewesen. Der Steuerpflichtige habe daher seine Fahrtkosten nur in 

Höhe der Entfernungspauschale abziehen können.

Im Regelfall suche ein Steuerpflichtiger ein Vermietungsobjekt aller-

dings nicht arbeitstäglich auf, sondern in größerem oder kleinerem 

zeitlichem Abstand, zum Beispiel zu Kontrollzwecken, bei Mieterwech-

seln oder zur Ablesung von Zählerständen. Zudem erfordere bei nicht 

umfangreichem Grundbesitz die Verwaltung eines Mietobjekts in der 

Regel keine besonderen Einrichtungen, wie zum Beispiel ein Büro, son-

dern erfolge regelmäßig von der Wohnung des Steuerpflichtigen aus. 

In einem solchen Fall sei das Vermietungsobjekt nicht der ortsgebun-

dene Mittelpunkt der Vermietungstätigkeit. Die Fahrtkosten könnten 

dann entsprechend den lohnsteuerlichen Grundsätzen mit 0,30 Euro 

je gefahrenem Kilometer geltend gemacht werden, so der BFH.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 01.12.2015, IX R 18/15
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Gesetzlicher Mindestlohn: Weihnachts- und  
Urlaubsgeld ist anzurechnen

Arbeitgeber kommen ihrer Pflicht auf Auszahlung eines Mindestlohns 

auch dann nach, wenn der Mindestlohn nur unter Einbeziehung von 

Sonderzahlungen wie Weihnachts- oder Urlaubsgeld erreicht wird. 

Dies hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschieden.

Der Arbeitgeber schuldet den gesetzlichen Mindestlohn für jede tat-

sächlich geleistete Arbeitsstunde. Er erfüllt den Anspruch durch die im 

arbeitsvertraglichen Austauschverhältnis als Gegenleistung für Arbeit 

erbrachten Entgeltzahlungen, soweit diese dem Arbeitnehmer endgül-

tig verbleiben. Die Erfüllungswirkung fehlt nur solchen Zahlungen, die 

der Arbeitgeber ohne Rücksicht auf tatsächliche Arbeitsleistung des 

Arbeitnehmers erbringt oder die auf einer besonderen gesetzlichen 

Zweckbestimmung (zum Beispiel § 6 Absatz 5 Arbeitszeitgesetz) be-

ruhen.

Das Arbeitsverhältnis der in Vollzeit beschäftigten Klägerin bestimmt 

sich nach einem schriftlichen Arbeitsvertrag, der neben einem Monats-

gehalt besondere Lohnzuschläge sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 

vorsieht. Im Dezember 2014 schloss die Beklagte mit dem Betriebsrat 

eine Betriebsvereinbarung über die Auszahlung der Jahressonderzah-

lungen. Seit Januar 2015 zahlt die Beklagte der Klägerin allmonatlich 

neben dem Bruttogehalt in Höhe von 1.391,36 Euro je ein Zwölftel 

des Urlaubs- und des Weihnachtsgeldes aus, in der Summe 1.507,30 

Euro brutto.

Die Klägerin hat geltend gemacht, ihr Monatsgehalt und die Jahress-

onderzahlungen müssten ebenso wie die vertraglich zugesagten Zu-

schläge für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit auf der Basis 

des gesetzlichen Mindestlohns in Höhe von 8,50 Euro brutto/Stunde 

geleistet werden. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das 

Landesarbeitsgericht hat der Klägerin Nachtarbeitszuschläge in Höhe 

von 0,80 Euro brutto zugesprochen und im Übrigen die Berufung der 

Klägerin zurückgewiesen.

Die Revision der Klägerin ist erfolglos geblieben. Diese habe aufgrund 

des Mindestlohngesetzes keinen Anspruch auf erhöhtes Monatsgehalt, 

erhöhte Jahressonderzahlungen oder erhöhte Lohnzuschläge, so das 

BAG. Der gesetzliche Mindestlohn trete als eigenständiger Anspruch 

neben die bisherigen Anspruchsgrundlagen, verändere diese aber 

nicht. Der nach den tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden bemes-

sene Mindestlohnanspruch der Klägerin für den Zeitraum Januar bis 

November 2015 sei erfüllt. Denn auch den vorbehaltlos und unwider-

ruflich in jedem Kalendermonat zu einem Zwölftel geleisteten Jahress-

onderzahlungen komme Erfüllungswirkung zu.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 25.05.2016, 5 AZR 135/16

E-Bilanz: Mit ELBA jetzt auch Digitalisierung des  
Kreditprozesses geplant

Am 29.01.2016 fand auf Einladung des Bundesfinanzministeriums das 

„Forum E-Bilanz“ statt. Im Fokus der Veranstaltung standen laut Deut-

schem Steuerberaterverband e.V. (DStV) der aktuelle Status quo, die 

Änderungen gegenüber dem Vorjahr sowie Ausführungen zur elektro-

nischen Bilanzabgabe, kurz ELBA, bei der es um die Digitalisierung des 

Kreditprozesses geht.

Die E-Bilanz sei mittlerweile ein Massenverfahren, das weitestgehend 

reibungslos funktioniert und auch in der Praxis angewendet werde, 

stellt der DStV klar. Im Jahr 2014 sei die Übermittlung für das Wirt-

schaftsjahr 2013 für die meisten Unternehmen erstmalig verpflichtend 

gewesen. Während für diesen Zeitraum bereits 1.006.869 E-Bilanzen 

an die Finanzverwaltung übermittelt worden seien, sei die Anzahl für 

das Wirtschaftsjahr 2014 in 2015 auf 1.952.770 übermittelte E-Bilan-

zen gestiegen.

Zudem seien bereits freiwillig knapp 14.000 Ergänzungs- und Son-

derbilanzen übermittelt worden, so der DStV. Diese Zahl dürfte für 

das Wirtschaftsjahr 2015 stark steigen, da die Übermittlung hierfür 

erstmals verpflichtend werde. Groben Schätzungen zufolge rechne 

man für jeden vierten Gesellschafter mit der Übermittlung einer sol-

chen Bilanz. Unverändert gegenüber dem Vorjahr habe sich der Trend 

fortgesetzt, dass die meisten Steuerpflichtigen die Minimalstrategie 

wählten und der Verwaltung somit so wenige Daten wie möglich zur 

Verfügung stellten.

Änderungen in der Taxonomie seien vornehmlich redaktioneller Na-

tur gewesen. Die darüber hinausgehenden Anpassungen seien im We-

sentlichen dem Inkrafttreten des Bilanzrichtlinie-Umsetzungsgesetzes 
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geschuldet. Zudem werde nach dem 31.12.2016 die Möglichkeit zur 

Übersendung des Netto- und Brutto-Anlagenspiegels in Kurzform 

wegfallen. Verbleiben werde lediglich der Brutto-Anlagenspiegel.

Im Rahmen der Veranstaltung sei zudem auf das ELBA-Projekt hinge-

wiesen worden, so der DStV. Ziel dieses Projektes sei die Digitalisierung 

des Kreditprozesses. Die für die E-Bilanz vorliegenden Daten im XBRL-

Format sollen laut DStV zukünftig auch für Kreditentscheidungen der 

Banken genutzt werden können. Durch die Übermittlung dieser Daten 

solle sich der Kreditprozess beschleunigen, da die händische Übertra-

gung des Jahresabschlusses in Papierform zukünftig entfällt. Gleiches 

gelte für das Fehlerpotential bei der händischen Übertragung. Die ers-

ten Abschlüsse könnten voraussichtlich im zweiten Quartal 2017 an 

die Kreditinstitute gesendet werden.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 05.02.2016

Kündigung: Vom Gesetz abweichende Frist darf  
Arbeitnehmer zu keiner Zeit schlechter stellen

Vereinbart ein Arbeitgeber mit einem Mitarbeiter eine sechsmonatige 

Kündigungsfrist jeweils zur Jahresmitte beziehungsweise zum Jahres-

ende, so ist diese Regelung unwirksam, weil sie dem Arbeitnehmer 

nicht generell ein günstigeres Ergebnis bringt. 

Hier galt nach dem Gesetz inzwischen wegen der Dauer des Arbeits-

verhältnisses eine siebenmonatige Kündigungsfrist, die der Arbeitge-

ber mit seiner Kündigung zum Jahresende nicht eingehalten hatte. Die 

Entlassung wurde für unwirksam erklärt.

BAG, 2 AZR 280/14

Betriebsrat kann weder unabhängigen Internet- 
zugang noch unabhängigen Telefonanschluss  
beanspruchen

Der Arbeitgeber ist grundsätzlich weder dazu verpflichtet, dem Be-

triebsrat unabhängig von seinem Netzwerk einen Zugang zum Internet 

zur Verfügung zu stellen, noch muss er für den Betriebsrat einen von 

seiner Telefonanlage unabhängigen Telefonanschluss einrichten. Dies 

stellt das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar.

Nach § 40 Absatz 2 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG) hat der Ar-

beitgeber dem Betriebsrat in erforderlichem Umfang unter anderem 

Informations- und Kommunikationstechnik zur Verfügung zu stellen. 

Der Betriebsrat kann einen Telefonanschluss und, sofern berechtigte 

Belange des Arbeitgebers nicht entgegenstehen, die Eröffnung eines 

Internetzugangs und die Einrichtung eigener E-Mail-Adressen verlan-

gen, ohne deren Erforderlichkeit zur Wahrnehmung konkret anstehen-

der betriebsverfassungsrechtlicher Aufgaben darlegen zu müssen.

Diese Ansprüche kann der Arbeitgeber laut BAG dadurch erfüllen, 

dass er dem Betriebsrat im Rahmen des im Betrieb bestehenden In-

formations- und Kommunikationssystems einen Telefonanschluss zur 

Verfügung stellt sowie einen Internetzugang und E-Mail-Verkehr über 

ein Netzwerk vermittelt, das für alle Arbeitsplätze des Unternehmens 

einheitlich genutzt wird. Allein wegen der abstrakten Gefahr einer 

missbräuchlichen Ausnutzung der technischen Kontrollmöglichkeiten 

durch den Arbeitgeber dürfe der Betriebsrat einen separaten Telefon-

anschluss sowie Internetzugang nicht für erforderlich halten.

Insofern blieben, wie in den Vorinstanzen, die Anträge eines Betriebs-

rats auf Einrichtung eines vom Proxy-Server des Arbeitgebers unab-

hängigen Internetzugangs sowie auf einen von seiner Telefonanlage 

unabhängigen Telefonanschluss vor dem BAG erfolglos.

Bundesarbeitsgericht, Beschluss vom 20.04.2016, 7 ABR 50/14

Bebauung des Ehegattengrundstücks: Doppelte AfA 
möglich

Bebaut der Unternehmer ein betrieblich genutztes Grundstück, das 

ihm zusammen mit seinem Ehegatten gehört, sind Wertsteigerungen 

der dem Ehegatten gehörenden Grundstückshälfte nicht einkommen-

steuerpflichtig, wie der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden hat. Hie-

raus könnten sich erhebliche steuerliche Vorteile im Hinblick auf die 

Absetzungen für Abnutzung (AfA) ergeben, so der BFH. Übertrügen die 

Ehegatten zum Beispiel später das gemeinsame Grundstück auf ihren 

Sohn, der den Betrieb des Vaters fortführt, könne für nur einmal ange-

fallene Baukosten die AfA im Ergebnis zweimal in Anspruch genom-

men werden.
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Im zugrunde liegenden Fall hatte der Vater des Klägers schon in den 

1960er Jahren mehrere Betriebsgebäude auf Grundstücken errichtet, 

die zur Hälfte auch der Mutter des Klägers gehörten. Er nahm AfA auf 

seine Baukosten vor. 1993 übertrug der Vater den Betrieb unentgelt-

lich auf den gemeinsamen Sohn (den Kläger). Gleichzeitig übertrugen 

der Vater und die Mutter die betrieblich genutzten Grundstücke eben-

falls unentgeltlich auf den Kläger.

Soweit es um die Übertragung von Wirtschaftsgütern ging, die dem 

Vater gehörten, muss der Kläger die Buchwerte aus den Bilanzen des 

Vaters fortführen (heute § 6 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes). 

Umstritten war hingegen die Behandlung der Gebäudeteile, die zivil-

rechtlich der Mutter gehörten. Der Kläger sah in der Schenkung dieser 

Gebäudeteile eine Einlage in seinen Betrieb. Diese Einlage bewertete er 

mit dem aktuellen Teilwert der Gebäudeteile. Da der Teilwert erheblich 

höher war als der Restbuchwert des Bilanzpostens, der in den Bilanzen 

des Vaters verblieben war, eröffnete dies dem Kläger die Möglichkeit 

zur Vornahme erneuter hoher AfA-Beträge auf die von seinem Vater in 

der Vergangenheit schon nahezu abgeschriebenen Gebäudeteile.

Diese rechtliche Beurteilung hat der BFH nunmehr bestätigt. Dies hat 

zur Folge, dass in derartigen Fällen im Ergebnis eine doppelte Abschrei-

bung möglich ist, obwohl die Baukosten nur einmal anfallen. Allerdings 

hat der BFH im Gegenzug klargestellt, dass für den Bilanzposten, der 

den eigenen Bauaufwand des Unternehmers für die Gebäudeteile des 

anderen Ehegatten verkörpert, keine Steuersubventionen in Anspruch 

genommen werden können, die vom Gesetzgeber nur für Wirtschafts-

güter des Betriebsvermögens gewährt werden. Dies wurde in der Pra-

xis bisher anders gehandhabt, wodurch die Buchwerte dieser Bilanzpo-

sition zusätzlich gemindert werden konnten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 09.03.2016, X R 46/14

Kirchgeld-Festsetzung: Durch nicht kirchen- 
angehörigen Ehegatten in „Ich“-Form eingelegter 
Einspruch unzulässig

Bei einer Kirchgeld-Festsetzung, die an eine kirchenangehörige Steuer-

pflichtige (Ehefrau) gerichtet und mit dem Zusammenveranlagungs-

Einkommensteuerbescheid für die Eheleute verbunden ist, wird die 

Einspruchsfrist nicht gewahrt, wenn der Einspruch vom anderen Ehe-

gatten in „Ich“-Form eingelegt worden ist. Dies stellt das Finanzgericht 

(FG) Hamburg klar.

Die Klägerin ist in Hamburg Mitglied der evangelischen-lutherischen 

Kirche, ihr Ehemann ist Mitglied einer freireligiösen Gemeinschaft in 

Form einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, die nach Hessischem 

Kirchensteuergesetz kirchensteuerberechtigt ist, ohne von dieser Be-

rechtigung aber Gebrauch zu machen. Nach dem gemeinsam zu ver-

steuernden Einkommen der Eheleute errechnete das Finanzamt für 

die Klägerin für das Streitjahr ein Besonderes Kirchgeld. Das Kirchgeld 

ist eine Form der Kirchensteuer, das nach Maßgabe der kirchensteu-

errechtlichen Vorschriften der Bundesländer als Besonderes Kirchgeld 

von jenen Kirchenmitgliedern erhoben wird, die sich zusammen mit 

ihrem Ehegatten nach dem Tarif des Ehegattensplittings zur Einkom-

mensteuer veranlagen lassen und selbst über kein oder ein geringeres 

Einkommen als der Ehegatte verfügen, der keiner steuerberechtigten 

beziehungsweise – nach der Neufassung des Hamburgischen Kirchen-

steuergesetzes ab 2014 – steuererhebenden Kirche, Religionsgemein-

schaft oder weltanschaulichen Gemeinschaft angehört, die Körper-

schaft des öffentlichen Rechts ist.

Das FG Hamburg wies die Klage der Klägerin als unzulässig zurück, weil 

sie nicht rechtzeitig Einspruch erhoben habe. Zwar war ein Einspruch 

auf einem Briefbogen eingelegt worden, der in der Fußzeile die Namen 

beider Eheleute und ihre Adresse enthielt. Nach Ansicht des FG spra-

chen die Umstände jedoch erkennbar für eine Einspruchseinlegung al-

lein durch den Ehemann: Das Schreiben sei nur von ihm unterschrieben 

und in der „Ich“-Form verfasst worden. Von der der Klägerin sei nur in 

dritter Person die Sprache gewesen.

Das FG wies darauf hin, dass die Versäumung der Einspruchsfrist – an-

ders als im allgemeinen Verwaltungsrecht – auch nicht dadurch ge-

heilt worden sei, dass die Behörde den Einspruch nicht als unzulässig 

zurückgewiesen, sondern die Einspruchsentscheidung aufgrund einer 

Sachprüfung getroffen hatte. Darüber hinaus stellte das FG in der Sa-

che fest, dass die mit der Anerkennung einer Religionsgemeinschaft als 

Körperschaft des öffentlichen Rechts durch ein Bundesland verbundene 

Verleihung hoheitlicher Befugnisse wie die Kirchensteuerberechtigung 

nicht über das Gebiet des Bundeslandes hinaus wirke. Das Kirchgeld 

der Klägerin habe daher unter Berücksichtigung des zusammenveran-

lagten gemeinsamen Einkommens bemessen werden dürfen.
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Nachdem das FG in seinem Urteil die Revision nicht zugelassen hat, ist 

die Entscheidung rechtskräftig.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 01.09.2015, 3 K 167/15, rechts-

kräftig

Förderung von E-Mobilität: Steuervorteile und  
Kaufprämie beschlossen

Wer ein rein elektrisch betriebenes Fahrzeug erwirbt, erhält eine Prä-

mie von 4.000 Euro. Zudem sollen neue Elektroautos zehn Jahre von 

der Steuer befreit sein. Beides hat das Bundeskabinett beschlossen.

Beim Aufladen eines Elektroautos im Betrieb des Arbeitgebers sollen 

die ersparten  Stromkosten – anders als bei anderen Arbeitgeber-

Vergünstigungen, etwa Dienstwagen oder Essensgutscheinen – nicht 

als geldwerter Vorteil versteuert werden. Arbeitgeber sollen über die 

Lohnsteuer den Aufbau von Ladestationen auf ihrem Betriebsgelände 

bezuschussen lassen können. Auch derjenige, der sich ein Elektroauto 

neu zulegt, soll sparen. Ein solches soll ab der Erstzulassung zehn Jahre 

lang von der Kraftfahrzeugsteuer befreit sein.

Zudem wird es einen Umweltbonus für Elektrofahrzeuge geben – die 

so genannte Kaufprämie. Vorgesehen ist, einen Betrag von 4.000 Euro 

für rein elektrische Fahrzeuge und von 3.000 Euro für Plug-in-Hybride 

zu gewähren. Bund und Industrie sollen jeweils die Hälfte des Zuschus-

ses tragen. Zuständig ist das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr-

kontrolle (Bafa), das den Bonus auszahlen wird. Die Anträge können 

online beim Bafa gestellt werden. Das Amt vergibt die Förderung so-

lange bis die Bundesmittel von 600 Millionen Euro aufgebraucht sind. 

Das Programm läuft spätestens 2019 aus.

Schließlich will die Regierung den Aufbau eines flächendeckenden 

Netzes von Schnelllade- und Normallladestationen fördern. 300 Milli-

onen Euro stellt sie dafür von 2017 und bis 2020 bereit. Die Bundesan-

stalt für Verwaltungsdienstleistungen wird das Programm verwalten. 

Die Mittel für die Maßnahmen des Paketes sollen aus dem Sonderver-

mögen „Energie- und Klimafonds“ bereitgestellt werden.

Bundesregierung, PM vom 18.05.2016

Von beiden Ehegatten genutztes Arbeitszimmer  
je nur zur Hälfte abzugsfähig

Nutzen Ehegatten gemeinsam ein häusliches Arbeitszimmer für ihre 

jeweilige betriebliche oder berufliche Tätigkeit, können sie die Aufwen-

dungen und den Höchstbetrag von 1.250 Euro jeweils nur zur Hälfte 

geltend machen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden. 

Die Revision zum Bundesfinanzhof wurde zugelassen.

Der Kläger war hauptberuflich als Arbeitnehmer beschäftigt und dane-

ben als Versicherungsmakler gewerblich tätig. Die Klägerin unterhielt 

ausschließlich einen Gewerbebetrieb als Versicherungsmaklerin. Beide 

Eheleute nutzten in ihrer zusammen angemieteten Wohnung einen 

Raum als gemeinsames Arbeitszimmer und machten die Aufwendun-

gen hierfür in ihrer Steuererklärung geltend. Das Finanzamt erkannte 

lediglich den Höchstbetrag von 1.250 Euro bei den Einkünften des Klä-

gers aus nichtselbstständiger Arbeit und im Übrigen keine Aufwendun-

gen für das Arbeitszimmer an.

Die Klage hatte teilweise Erfolg. Das FG Münster entschied, dass die 

Klägerin die hälftigen Kosten für das Arbeitszimmer als Betriebsausga-

ben abziehen könne. Eine Beschränkung greife nicht, weil das Arbeits-

zimmer den Mittelpunkt ihrer gesamten betrieblichen und beruflichen 

Betätigung darstelle. Dabei schätzte das Gericht den Nutzungsanteil 

der Eheleute mangels anderer Anhaltspunkte auf jeweils 50 Prozent.

Demgegenüber seien die auf den Kläger entfallenden Aufwendungen 

nicht vollständig abzugsfähig, weil der Mittelpunkt seiner gesamten 

betrieblichen und beruflichen Tätigkeit nicht im Arbeitszimmer liege. 

Vielmehr führe er im Schwerpunkt im Rahmen seiner nichtselbststän-

digen Tätigkeit Schulungen und Mitarbeiter-Coachings durch. Da ihm 

sein Arbeitgeber für die Bürotätigkeiten keinen Arbeitsplatz zur Verfü-

gung gestellt habe, könne der Kläger insgesamt nur 1.250 Euro für das 

Arbeitszimmer geltend machen. Allerdings entfalle auf seinen Anteil 

am Arbeitszimmer nur der hälftige Höchstbetrag von 625 Euro, weil 

die Abzugsbeschränkung objektbezogen zu verstehen sei. Dieser Be-

trag sei jeweils zur Hälfte den gewerblichen und den nichtselbststän-

digen Einkünften des Klägers zuzuordnen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 15.03.2016, 11 K 2425/13 E,G


